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Drucksadie Nr. 3155 


Der Bundesminister der Finanzen 

II C 4200 - 27/52 


Bonn, den 23. Februar 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Kleine Anfrage Nr. 192 der Fraktion der SPD 
- Nr. 2305 der Drucksachen - Verstöße gegen 
das Erste Überleitungsgesetz 


Zu meinem Bedauern bin ich auch heute noch nidit in der Lage, 
die Anfrage Nr. 192 abschließend zu beantworten, obwohl meiner- 
seits alles geschehen ist, um die sehr umfangreichen Ermittlungen 
zu fördern und beschleunigt zum Abschluß zu bringen. 

Nach § 20 des Ersten Überleitungsgesetzes ist es die Aufgabe des 
Bundesrechnungshofes, gemeinsam mit der obersten Rechnungs- 
prüfungsbehörde des Landes zu prüfen, ob in einem Lande das 
finanzielle Ergebnis der Überleitung den Grundsätzen der §§18 
und 19 dieses Gesetzes entspricht oder durch Maßnahmen beeinflußt 
worden ist, die bei billiger Berücksichtigung der Interessen des 
Bundes und des Landes mit dem Sinn der Überleitungsregelung 
nicht vereinbar sind. Um die Rechnungsprüfungsbehörden zu ent- 
lasten und die Feststellungen zu beschleunigen, habe ich mich 
bemüht, die mir bekannt gewordenen Fälle etwaiger Verstöße gegen 
das Erste Überleitungsgesetz aufzuklären, ohne von dem formellen 
Verfahren des § 20 a. a. O. Gebrauch zu machen. Dieser Weg 
erschien in einigen Fällen erfolgversprechend, in andern von vorn- 
herein aussichtslos, weil es sich entweder um Rechtsfragen handelt, 
über die eine Einigung mit dem betreffenden Lande nicht zu erwar- 
ten war, oder weil die tatsächlichen Umstände dergestalt waren, daß 
sie nur durch eine örtliche Prüfung aufgeklärt werden konnten. 
Soweit der Bundesrechnungshof nach § 20 a. a. O. ersucht worden 
ist, bestimmte Tatbestände gemeinsam mit dem zuständigen Landes- 
rechnungshof zu überprüfen, habe ich auf die Eilbedürftigkeit der 
Angelegenheit schriftlidi und mündlich mit Nachdruck hingewiesen. 
Infolge des Umfanges der erforderlichen Ermittlungen und seiner 
sonstigen Prüfungsaufgaben hat der Bundesrechnungshof bisher 
indessen nur einem Teil meiner Ersuchen abschließend entsprechen 
können. 


Druck: Futur liului* BuUdorf-Siufbiirg 



Ohne Einschaltung der Rechnungsprüfungsbehörden konnten Verstöße 

gegen das Erste Überleitun gsgesetz in folgenden Fällen festgestellt 

werden : 

a) Kauf von Tabaksteuerzeidien durch Hingabe von Wechseln 
in Württemberg-Hohenzollern. 

Mit Genehmigung des Finanzministeriums des Landes Württemberg- 
Fiohenzollern Ist einTabaksteucrbetrag von insgesamt 2,25 Mio DM, 
der erst nach dem 1. April 1950 fällig geworden wäre, vor dem 
1. April 1950 durch Flingabe von Wechseln an Zahlungs Statt 
entrichtet worden. Da im Zeitpunkt der Wecliselhingabe bereits 
feststand, daß die Tabaksteuer am 1. April 1950 von den Ländern 
auf den Bund übergehen würde, steht dieser Betrag bei billiger 
Berücksichtigung der Interessen des Bundes und des Landes dem 
Bund zu. 

Das Land Württemberg-Hohenzollern hat sich inzwischen bereit 
erklärt, den genannten Betrag dem Bund zum Teil durch Über- 
weisung, zum Teil im Wege der Aufrechnung zuzuführen. Der 
erste Teilbetrag Ist bereits eingegangen. Der LFmfang der Auf- 
rechnungsmöglichkeit konnte noch nicht abschließend geklärt werden. 

b) Überweisung eines Finanzamts an ein Zollamt für Tabak- 
steuer eioes Tabak warenlierstellers. 

Auf Anordnung der Oberfinanzdirektion Karlsruhe hat ein 
Finanzamt an ein Zollamt im Monat März 1950 auf das Tabak- 
steuerkonto eines Tabak warenherstellers einen Betrag von 75000DM 
überwiesen. In Höhe dieses Betrages sind der Firma von dem 
Finanzamt Steuerbeträge gestundet worden, damit eine bisher 
gestundete Tabaksteuerschuld ausgeglichen werden konnte. Auf 
diese Weise wurde die Tabaksteuerschuld zu Gunsten des Landes 
getilgt, während ihre Erfüllung nach dem 31. März 1950 nur zu 
Gunsten des Bundes möglich gewesen wäre. Ob sich diese Maß- 
nahme endgültig zu Lasten des Bundes ausgewirkt hat, bedarf 
noch der abschließenden Prüfung. Denn die Tabaksteuerschuld ist 

. am 2. Mai 1951 erlassen worden mit der Auflage, daß der 
erlassene Betrag mit der nächstfälligen Tabaksteuerzahlung der 
Firma zu verrechnen war. Es muß geklärt werden, ob die bei 
dem Zollamt im Monat März 1950 eingegangene Überweisung 
von 75 000 DM bei der Verrechnung (Mai 1951) als Bundesein- 
nahme übertragen worden oder Landeseinnahme verblieben ist. 

Andere Fälle, in denen zunächst ein Verfahren nach § 20 des 
Ersten Überleitungsgesetzes vermeidbar erschien, mußten später 
dem Bundesrechnungshof übergeben werden, weil sich eine Auf- 
klärung in tatsächlicher oder rechtlicher Hinsicht ohne Einschaltung 
der Rechnungsprüfungsbehörden als unmöglich erwies. Im Ver- 
fahren nadi S 20 a. a. O. sind inzwischen folgende Fälle entschieden 
worden : 
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aa) Brau nt wein Steuerzahlungen im Monat März t950 bei 
der Verwertungsstelle Hannover und bei der Zoilkasse 
des Hauptzollamtes Hannover. 

Es war strittig, ob die im Monat März 1950 bei der Ver« 
wertungsstelle Hannover aufgekommenen Branntweinsteuer- 
beträge (I 865 537,25 DM), die erst im Monat April 1950 
der Oberfinanzkasse Hannover zugeführt und von dem Lande 
Niedersachsen beansprucht wurden, dem Bund oder dem 
Lande zustehen > 

Der Bundesfinanzhof hat in einem nidht veröffentlichten 
Urteil vom 25. Juni 1951 die Auffassung vertreten, daß 
Steuerschuldner der Branntweinsteuer nicht der Bezieher des 
Branntweins, sondern die Monopolverwaltung sei. Im Urteil 
vom 30. November 1951 - II Z 148/51 U - (Bundessteuer- 
blatt III S. 16) hebt der Bundesfinanzhof jedodi hervor, daß 
Steuerschuldner derjenige sei, den die Verwaltung als Steuer- 
pflichtigen in Ansprudi nimmt und der nach den Steuergesetzen 
rechilich verpflichtet ist, eine bestimmte Steuer zu entrichten, 
also der Bezieher des Branntweins. 

Danach ist die Steuerschuld in den genannten Fällen vor 
dem 1. April 1950 getilgt worden, so daß der Betrag von 
i 865 537,25 DM dem Lande Niedersachsen zusteht. 

bb) Zuckersteuererstaitungen nach dem 1. April 1950 im 
Lande Niedersach§en. 

Dem Bundesrechnungshof liegen mehrere Fälle vor, in denen zu 
entscheiden ist, ob die nach dem 1. April 1950 vorgenommenen 
und noch vorzunehmenden Zudeersreuererstattungen aus dem 
Zuckerwirtschaftsjahr 1948/49 zu Lasten der Länder oder 
des Bundes gehen. Diese Erstattungen sind notwendig 
geworden, weil einige Länder entgegen der am 25. Februar 
1949 getroffenen Vereinbarung, die Zuckersteuer für den 
aus inländischen Rüben hergestellten Zucker ab 1. Oktober 
1948 auf 30,50 DM/dz zu senken, die Zuckersteuer weiterhin 
in der gesetzlichen Höhe von 40, — DM/dz erhoben hatten. 

Bisher sind nur die Fälle im Lande Niedersachsen ent.«chieden 
worden. Nach der gemeinsamen Entscheidung des Bundes- 
rcchnungshofs und des Niedersächsischen Landesrechnungshofs 
vom 19. Dezember 19^ sind die Zuckersteuererstattungen 
11. Januar 1952 

in Niedersachsen (1,17 Mio DM) zu Lasten des Bundes 
durchzuführen. In der Begründung wird ausgeführt, das im 
Ersten Überleitungsgesetz in der Fassung vom 21. August 
1951 (BGBl. I S. 779) normierte Kassenprinzip verlange 
grundsätzlich, daß alle nach dem 1. April 1950 zu leistenden 
Ausgaben dieser Art ohne Rücksicht auf ihre wirtschaftliche 
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Zugehörigkeit zu einem bestimmten Rechnungsjahr in der 
Haushaltsrechnung des Bundes nachzuweisen seien. Das Land 
Niedersachsen habe seit April 1949 den Zuckerfabriken 
gestattet, die für die Zeit vom 1. Oktober 1948 ab gezahlten, 
über 30,50 DM/dz hinausgehenden Zuckersteuerbeträge bei 
der Entriditung neu fällig werdender Zuckersteuer insoweit 
einzubehalten, als dadurch diese neu fällig werdenden Beträge 
nidit unter 50 “/q sanken. Auf diese Weise habe das Land 
Niedersachsen bis zum 1. April 1950 rd. 26 Mio DM an 
Zuckerstcuer nicht erhoben und nach Erlaß des Gesetzes zur 
Änderung des Zuckersteuergesetzes vom 18. April 1950 
(BGBl. I S. 93) formell erlassen, so daß zu diesem Zeitpunkt 
nur noch ein Betrag von rd. 1,17 Mio DM überzahlt gewesen 
sei. Das Land Niedersachsen habe deshalb die Durchführung 
der Zuckersteuerermäßigung nicht etwa in Kenntnis des zu 
erwartenden Überleitungsgesetzes absichtlich über den 
31. März 1950 hinaus verzögert. Das finanzielle Ergebnis 
der Überleitung sei also nicht durch Maßnahmen beeinflußt 
worden, die bei billiger Berücksichtigung der Interessen des 
Bundes und des Landes mit dem Sinn der Überleitungs- 
regelung nicht vereinbar seien. Es liege deshalb kein Grund 
vor, die Erstattungen zu Lasten des Landes durchzuführen. 

Um das Steuergeheimnis zu wahren, habe ich in den oben 
mitgeteilten Fällen davon abgesehen, die Namen der Steuer- 
pflichtigen und die Örtlichen Verwaltungsbehörden anzugeben. 
Ob der Bundesrechnungshof in den übrigen ihm vorliegenden 
Fällen zu dem gleichen Ergebnis kommen wird, bleibt 
abzuwarten. 

Ich werde die Anfrage Nr. 192 abschließend beantv/orten, sobald 

der Bundesrechnungshof die noch ausstehenden Prüfungen abge- 
schlossen hat. 

Ich habe die SPD-Fraktion des Deutschen Bundestages in diesem 

Sinne verständigt. 


In Vertretung 

Hartmann 
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